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IV.5 Armut und Reichtum und Demokratie

-159-

Welche Auswirkungen haben Armut und Reichtum auf demokratische Prozesse und politische
Entscheidungen? Dass die Wahlbeteiligung seit Jahren zurückgeht, ist ein vielfach besproche
nes Phänomen. Ihr Rückgang verteilt sich dabei jedoch nicht gleichmäßig auf alle Bevötke
wngsgwppen, sondern unterscheidet sich beispielsweise zwischen verschiedenen Stadtteilen,
verschiedenen Bildungsniveaus und nach Einkommen. Die Wahlbeteiligung ist daher stark so
zial segregiert. Auch die Meinungen und inhaltlichen Präferenzen zu bestimmten Politikfeldern
unterscheiden sich in den verschiedenen Bevölkerungsgruppen, und zwar insbesondere nach
Bildung und Einkommen. In der Diskussion in Oeutschland ist jedoch bislang nicht aufgegriffen
worden, dass die Responsivität der Politik — also die Bereitschaft der Politik. Interessen und
Anliegen der Bürgerinnen und Bürger zu berücksichtigen — mit Bezug auf verschiedene Bevöl
kerungsgruppen deutlich unterschiedlich ausgeprägt ist.

Im Folgenden werden zuerst einige grundlegende demokratietheoretische Überlegungen zu
Wahlen und politischer Partizipation vorangestellt um die dann folgenden empirischen Ergeb
nisse einzuordnen, In einem nächsten Schritt wird die politische Mitwirkung anhand der Wahl
beteiligung und deren sozialer Heterogenität dargestellt. Weiterhin stellt das Kapitel auf Basis
einer vom BMAS geförderten Studie Meinungsunterschiede verschiedener Bevölkerungsgrup
pen dar. In einem nächsten Schritt wird auf Basis dieser Studie dargestellt, inwieweit Interessen
verschiedener Bevölkerungsgruppen bei Entscheidungen der Politik bzw. der Regierung
(flesponsivität) berücksichtigt worden sind.

1V5.1 Theoretische Überlegungen

Eine der wesentlichen Grundlagen von Demokratien ist es, dass jede Bürgerin und jeder Bürger
über die gleichen Möglichkeiten vedügt, sich in die Gestaltung des Gemeinwesens einzubrin
gen. Politische Padizipation der Bürgerinnen und Bürger — ob bei Wahlen, in Parteien, bei Un
terschrihenaklionen, lnteressensverbänden oder durch Kandidaturen um politische Ämter — ist
eine Voraussetzung für die Demokratie. Die klassisch-liberale Sichtweise sieht die individuelle
Freiheit bereits darin verwirklicht, dass jeder über die gleichen Möglichkeiten zur politischen
Mitwirkung verfügt. Schon in den Demokratien der griechischen Antike galt es jedoch als ein
Verlust individueller Freiheit, wenn ihre Bürger von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch mach
ten und nicht über die Anliegen des Gemeinwesens mitentschieden, die sie selbst betreffen.
Dann besteht auch die Gefahr, dass die Interessen mancher Bürgerinnen und Bürger im Pro
zess der Gestaltung des Gemeinwesens nicht mit gleicher Wirksamkeit berücksichtigt werden.
Die Frage nach der Qualität politischer Partizipation und der gleichen Beteiligung verschiedener
gesellschaftlicher Gruppen stellt daher aus Sicht mancher Autoren ein Gradmesser für die Güte
von Demokratien dar.“

In einer repräsentativen Demokratie werden politische Entscheidungen sowie die Kontrolle der
Regierung nicht unmittelbar vom Volk ausgeübt, sondern von einer Volksvertretung wie dem
Deutschen Bundestag. Über eine „Legitimationskette ist das Handeln der Regierung auf die
Willensäußewngen der Wählerinnen und Wähler zurückgeführt. Im Parlament werden die un
terschiedlichen Meinungs- und Inleressenslagen diskutiert und im Rahmen der Mehrheitsver
hältnisse entschieden. Jedoch vertreten verschiedene Bevölkerungsgruppen ihre Interessen mit
ungleichen Konflikt- und Organisationsressourcen. So können Partikularinteressen von Eliten
und Unternehmen in modemen Demokratien einen übergroßen Einfluss gewinnen, mit der Fol
ge einer zunehmenden Entpolitisierung und damit eines Legitimitätsverlustes.‘

Repräsentative Demokratien beruhen auf liberalen Grundrechten wie der Rede- und Presse
freiheit sowie politischen Partizipationsmäglichkeiten, insbesondere des allgemeinen Wahl-
rechts. Die liberalen Grundrechte stellen zwar den Ausgangspunkt repräsentativer Demokratien
dar, sind aber nicht deren Erfüllung. Die Entwicklung von Staatsbürgerrechten ist vielmehr ein
evotutionärer Prozess. da im Zuge der Herausbildung von Sozialstaaten auf die zivilen und poli
tischen Bürgerrechte die sozialen Staatsbürgerrechte folgen.“ Sie umfassen die rechtsstaatlich
abgesicherten Ansprüche auf sozialen Schutz und soziale Teilhabe. Auch die wirtschaftlichen
Staatsbürgerrechte‘0 sorgen dafür, dass aus einer formalen rechtlichen Gleichheit tatsächlich
eine Gesellschaft der Gleichgestellten wird: Soziale und wirtschaftliche Bürgerrechte moderie
ren im Spannungsverhältnis zwischen der politischen Gleichheit der Bürger im demokratischen
Staat und der sozialen Ungleichheit der Marktgesellschaft.“

Dieser evolutionäre Prozess der Entwicklung von Staatsbürgerrechten ist kein deterministi
scher: Der Prozess ist nicht irreversibel, veränderte politische Beteiligungsmuster, sei es inder
Qualität (neue Parteien) oder in quantitativen Ausprägungen ahlbeteiligung) können auf die
sozialen und wirtschaftlichen Staatsbürgerrechte zurückschlagen, deren Ausgestaltung wiede
rum die potilische Partizipation beeinflusst.

IV.5.2 Die Entwicklung der Wahlbeteiligung

Wie oben diskutiert wurde, ist die Beteiligung an einer Wahl Ausdruck des politischen Willens
bildungsprozesses und ein Grundpfeiler der Staatsbürgerrolle: In Deutschland verankert das
Grundgesetz die grundlegende Rolle der Wahlen lür die Staatsgewalt und die Legitimation der
Demokratie (Art. 20 und Art. 3B Grundgesetz).

Crouch (2008)
Marshatl t1992)

240
Diese basieren auf der Nrnrkennung der Kollektivrechte von Arbetnehmerinnen und Asbeilnehmem und schla
gen aldi in Deutschland nicht nur tn der Tarifautonomie und der betrieblichen Mitbestimmung. sondern auch derSelbstverwaltung in den Sozialversicherungen nieder.

‘ Nachtwey t2016): 5.26
217

Grundlegend: Pateman (t 970)
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Im internationalen Vergleich haben sich neben verschiedenen repräsentativen Demokratielor

men auch grundlegend unlerschiedliche Wahisysteme (Verhältniswahlsyslem und Mehrheils

wahlsystem) herausgebildet. Dabei hat sich in Deutschland das personalisierte Verhällniswahl

recht durchgesetzt. Empirische Studien bescheinigen dem deutschen Wahlsystem im internati

onalen Vergleich besondere Beteiligungsfreundlichkeit und gute strukturelle Bedingungen für
politische Partizipation.‘42 Beispielsweise erfolgt die Registrierung der Wahlberechtigten auto

matisch, eine Brietwahl ist vergleichsweise unkompliziert möglich und Wahlen finden an Sonn

tagen statt sodass der übergroße Teil der Bevölkerung Zeit für den Wahlakt hat. Zudem führt

das Verhältniswahlrechl im Gegensatz zum Mehrheitswahlrecht zu weniger _verlorenen Stim

men, sodass keine negative Anreizwirkung gesetzt wird.

Schaubild MV,5•1:

Durchschnittliche Wahlbeteiligung in Deutschland zwischen 1946 und 2013

Quelle: Schaler, A. (2013): 5.41
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Dennoch ist im Zeilverlaul zwischen 1946 und 2013 die durchschnittliche Wahlbeteiligung auf
allen Ebenen (Bundestags-, Landtags- und Kommunalwahlen) deutlich gesunken (vgl. Schau
bild A.lV.5.1 wie auch Indikator G20 in Abschnitt Cl20 in diesem Bericht). Besonders auffal
lend ist der Rückgang bei Kommunalwahlen. Während zwischen 1950 und 1980 noch mehr als
70 Prozent der Wahlberechtigten an Kommunalwahlen teilgenommen haben, geht heute nur

noch jeder Zweite zu diesen Wahlen. Der Trend einer rückläufigen Wahlbeteiligung hat sich seit
den 1980er Jahren verstärkt. In keinem Bundesland und bei keiner Wahl wird heute das Beteili
gungsniveau trüherer Jahrzehnte erreicht.

Die rechtlichen Rahmenbedingungen in Deutschland sind im Zeitverlauf weitgehend unverän
dert geblieben und deshalb nicht geeignet, den Rückgang der Wahlbeteiligung zu erklären. Ent
scheidend müssen demzufolge andere Faktoren sein. Denkbar ist beispielsweise, dass die FIu
ralisiewng sozialer Milieus oder auch die Stabilisierung der Demokratie, die die Notwendigkeit
einer Wahlteilnahme weniger dringlich erscheinen lässt, zu einer geringeren Wahlbeteiligung
beitragen. In diesem Kontext stellen sich zwei zentrale Fragen, und zwar erstens, ob die Wahl
beteiligung zwischen verschiedenen Statusgwppen gleich stark abgenommen hat, und zwei
tens inwiefern sozio-ökonomische Merkmale Auswirkung auf die Wahlbeteiligung haben.

Schaubild AJVS2:

_8eteiligurg!unschiede bei Bundestagswahlen von 1980 bis 2012
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Schaubild A.lV.5.2 zeigt auf Basis des Bildungsgrads, der subjektiven Schichtzugehörigkeit und
des Einkommens jeweils die Wahlwahrscheinlichkeit für die Teilnahme an Bundestagswahlen
von 1980 bis 2012. Die Daten verdeutlichen, dass 1980 Haushalte mit niedrigem sozio-
ökonomischen Hintergrund ebenso häulig angegeben haben, an Bundestagswahlen leilzuneh
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men, wie Haushalte mit mittlerem oder hohem Status. Während seither die Wahlbeteiligung
aller Haushahe deutlich gesunken ist, war sie bei diesen Haushalten wesentlich stärker zurück
gegangen. Die stärkste Auswirkung aul die Wahlwahrscheinlichkeit zeigt sich bei der Berück
sichtigung von Einkommensunterschieden. Ab Anlang der 1990er Jahre kann man selbst bei
Haushalten mit einem mittleren Einkommen einen deutlichen rückläufigen Trend der Wahlwahr
scheinlichkeit erkennen. Und: Während Haushalte mit einem hohen Einkommen 2012 nur eine
geringfügig niedrigere Wahlwahrscheinlichkeit aufweisen als 1980, hat sich die Wahlwahr
scheinlichkeit für Haushalte mit einem niedrigen Einkommen fast um ein Viertel reduziedY

Diese soziale Selektivität der Wahlbeteiligung ist auch im internationalen Vergleich festzustel
len. Damit korrespondiert auch die subjektive Einschätzung zur Frage, ob die Teilnahme an
Wahlen einen Einfluss auf politische Entscheidungen habe: Während Angehörige unterer Ein
kommensschichten dies überwiegend resigniert verneinen, messen Angehörige aus der Mittel
schicht der Beteiligung an Wahlen sehr wohl Bedeulung zu.2“

2013 hat die Bertelsmann Stiftung eine der bisher umfassendsten empirischen Studien zur Fra
ge der Sozialen Selektivität von Wahlen vorgelegt.245 Dabei wurde die Wahlbeteiligung an der
Bundestagswahl 2013 in den 28 größten deutschen Städten auf der Ebene der Stadtteile (1.004
Stadtteile) anhand von sozio-ökonomischen Merkmalen untersucht.24° Das Muster ist eindeutig:

• In den Stadtteilen mit der niedrigsten Wahlbeteiligung gehörten fast zehnmal soviele
Menschen (67 Prozent) zu den einkommensschwachen Haushalten wie in den Stadttei
len mit der höchsten Wahlbeteiligung (7 Prozent).

• Auch haben mehr als doppelt soviele Menschen (rund 15 Prozent) keinen Schulab
schluss und gleichzeitig nur 14 Prozent der Haushalte Abitur (während es in Hochbetei
ligungsbezirken ca. 28 Prozent sind).

• Außerdem zeigt sich! dass in den Stadtleilen mit der niedrigsten Wahlbeteiligung das
verfügbare Einkommen mit 35,000 Euro pro Jahr um ein Drittel unterhalb der Kaufkraft
in den Stadtteilen mit der höchsten Wahlbeteiligung (52.000 Euro) lag.

• t5..a .
- : t. .

4

Quelle: Schaler ei al. (2013): 5. 12

Ein besonders starker Zusammenhang zeigte sich bei der Untersuchung des Verhältnisses von
Arbeiistosenquote und Wahlbeteiligung. Im Schaubild MV.5.3 entspricht jeder Datenpunkt
einem der 967 untersuchten Stadteite und Neigung der Trendlinie beschreibt den statistischen
Effekt (negativer Zusammenhang mii der abhängigen Variable Wahlbeteiligung). Dabei zeigt
sich ein eindeutiges Bild: Je mehr Menschen in einem Viertel arbeitslos waren, desto niedriger
lief dort die Wahlbeteiligung aus, der statistische Zusammenhang (r = •0,B5) ist außerordentlich
stark. Das bedeutet! dass in ärmeren, von Arbeitslosigkeit besonders betroffenen Stadtteilen
der Nichtwähleranteil weit überdurchschnittlich hoch war, wohingegen in wohlhabenden Vierteln
weiterhin die große Mehrheit der Wahlberechtigten an Bundestagswahlen teilnahm. Ein beson
ders deutliches Bild liefert der Vergleich zwischen den Stadteilen mit der niedrigsten und höchs
ten Wahlbeteiligung: In den Stadtteilen mit der niedrigsten Wahlbeteiligung waren fast fünfmal
soviele Menschen arbeitslos (14,7 Prozent) wie in den Stadtteilen mit der höchsten Wahlbetei
ligung (3,0 Prozent). Der Zusammenhang war in ost- wie in westdeutschen Städten! mit Aus
nahme Berlins, in alten Fällen statistisch signifikant.

Schaubild &lV.5,3:

Arbeitslosenquote und Wahlbeteiligung
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245 SchMus ei al. 12013)
248 Schäfer et eI. (2013) untersuchten neben den 1004 analysierten Stadtteile der 2a deutschen Großstädte auch640 bundesweit repräsentative Slimabeziise. Sie kommen zu den Ergebnis, dass die soziale Spaltung derWahlbeteiligung kein rein städtisches Phänomen ist, sondern audi in ländlichen Gebieten die Wahlbeteiligungeng en den Snzialstaius gekoppelt ist.
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Diese Befunde sind für eine Demokratie bedeutsam: Einzelne Interessen haben potenziell ge
hngere Chancen, bei der Gestaltung des Gemeinwesens berücksichligt zu werden.34‘ Dass
auch das politische Engagemenl. wie in Teil 8. dieses Berichtes für die verschiedenen Lebens‘
phasen gezeigt wird, stark von Einkommen und Bildungsgrad abhängig ist, verstärkt diese Wir‘
kung noch. Sichenlich hängen Wahlbeteiligung und politisches Engagement dabei auch mit dem
politischen Interesse zusammen, dass ebenfalls mit zunehmendem Einkommen steigt (vgl. In
dikator 017 in Abschnitl C.l.17 in diesem Bericht). In der Summe bedeutet dies, dass die unte
ren Einkommensgruppen erheblich weniger über die Angelegenheiten des Gemeinwesens mit
bestimmen, obwohl sie diese Angelegenheilen mindestens ebenso sehr wie die einkommens-
stärkeren Gruppen betreffen. Diese unterschiedliche politische Beteiligung, die in verschiede
nen Studien seil den 1920er Jahren belegt wurde, kann als das ‚ungelöste Dilemma der Demo
kratie‘ bezeichnet werden.249

IV.5.3 Politische Präferenzen verschiedener Gruppen

Wie oben gezeigt, unterscheidet sich die Wahlbeteiligung zwischen sozioökonomischen Grup
pen deutlich. Es ist bedeutsam, ob die unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen auch unler
schiedliche polilische Einstellungen aufweisen und entsprechend unterschiedliche Ziele verfol
gen. Wenn die Einstellungsmusler gleichmäßig über alle Bevölkerungsgruppen verteilt sind,
könnte der Deutsche Bundeslag auch dann die Auflassungen der gesamten Bevölkerung adä
quat vertreten, wenn die Wahlbeteiligung sinkt. Falls die Interessen der verschiedenen Bevölke
wngsgruppen jedoch unlerschiedfich sind, würde sich die Frage stellen, ob die Anliegen der
ganzen Gesellschaft sich in der Zusammensetzung des Deutschen Bundestages widerspiegeln.

Ein Forschungsprojekt unter Leitung von Prolessor Armin Schäfer hat die Meinungen verschie
dener Bevölkerungsschichten ausgewertet!‘5 Auf der Grundlage der repräsenlafiven Umfrage
‚DeutschtandTrenc von inlratesl dimap wurde eine Datenbank gebildet, die 328 sachfragen
umfasst.25° Hierbei wurde nach Meinungen zu Polilikänderungen auf der Bundesebene gefragt,
beispielsweise zur Einführung einer Vermögenssteuer, zur Einführung eines Mindestlohns oder
zur ücknahme der Anhebung der Regelaltersgrenze. Die Sachfragen wurden dabei nicht prio
hsiert oder gewichtet. Einige der untersuchten Sachfragen weisen dabei eine wesentlich größe‘
re inhaltliche Relevanz — und damit auch politische Brisanz — auf als andere Fragen!“

247 Schäfer, A. (2013): 5. 553
249

Lijphsrf (1907): vgl. auch Kroh 1 Könnecke (2013)
249 Elsässer ei ei. (2016)
250 Im Rahmen der DeutschlandTrend-umlrage werden verschiedene Fragetypen verwendet. wie Pro-Conlra

Frager., Fragen m zwei Aniwofimög ichke‘.!en tz. B. Enlührung von Kombilota, oder sen Mndestfchn) oder
Fragen ml mehreren Asstwomnögldskeiten. Da Zuslinmungsralen zu A,itwoflen mit mehreren Mtworsmögüdi.
keien anders zu gewichten sind als Zustimmungsraten zu Mtwvrlen mii zwei Mtwodalternativen. bezieht sich
die Auswertung der Ergebnisse ledig1idi auf die 279 Sachfragen md zwei Antwoflmöghchkeden.251
Ein Beispiel ist die Fiage nach der Einführung eines gesetzlichen Mindesttohnes. der bei ca. vier Millionen Be
schähigungsvediällnissen in Deutschland zu einer Entgeflvetesserung getühn hat; vgl. Mindestlohnkommissi

(2016): S.35
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In einem nächsten Schritt wurden im Rahmen der Studie die Befragten in verschiedene soziale
Gruppen eingeteilt: Allefss, Bildung2“ Beruf254 und Einkommen‘54. Schließlich wird eine inhaltli
che Verortung der Meinungen vorgenommen. Hierzu wurden zwei Achsen gebildet, nach der
sich die inhaltliche Ausrichtung der Meinungen unterscheiden lässt. Auf der Achse Staat-Markt
(oder auch Links-Rechts) kann eingeordnet werden, ob die Regelung des Gemeinwesens eher
dem Staat (durch Umverteilung oder wirtschaftliche Regulierung) oder eher dem Markt (indivi
duelle Absicherung der Lebensrisiken wie Arbeitslosigkeit oder Krankheit, Steuersenkungen)
überlassen werden sollte. Die Achse Universalismus-Partikularismus bezieht sich auf gesell
schaftliche und kulturelle Fragen. Universalismus bezeichnet eher liberfäre Positionen, also
eine Einstellung gegen staatliche Verbote und für gleiche Rechte aller Bürgerinnen und Bürger.
Partikularismus hingegen meint das Vertreten einer eher traditionellen Position, in der bei
spielsweise erworbene Rechte wie die Sfaatsbürgerschaft vor universalen Rechten oder Si
cherheil vor individueller Freiheit priorisiert werden.

Zu beachten ist bei der Kategorisierung der verschiedenen Einkommensgwppen, dass die Da
tenlage der Studie bei den höheren Einkommen nur eine geringe Differenzierung zulässt. Zum
einen wird im DeutschlandrREND, der Datengrundlage der Studie, lediglich das Haushaltsein
kommen erhoben, ohne zu berücksichtigen, wie viele Personen im Haushalt von diesem Ein
kommen leben müssen. Dies unterscheidet sich vom Neltoäquivalenzeinkommen, das in die‘
sem Bericht ansonsten ab Grundlage zur Einschätzung von Wohlfahdspositionen verwendet
wird (vgl. Gtossar).25‘ Zum anderen wird in der Forschung üblicherweise die Mittelschicht noch
bis zum Zwei- oder Dreifachen des Medianeinkommens definiert — erst darüber beginnt der
Einkommensreichfum. Aktuell liegt diese Schwelle nach den Daten des SOEP für einen Allein-

252
Die umfrage ‚infasal die Bevelkenaig ab 16 Jahren. ha Rahmen der Studie weiden fotgende Ahersgmppwi
d.tterenzien: 18. s 29-Jähre, 30- bis 44-Jährige, 45- bis 59-Jährige. 60 Jahre und äfter.
Die Studie verwendet folgende Kategorien tor die cinseilung der Bildungsgmppen: niedrig (maximal Haupt- oder
Volksschutabschluss). mittel (mifilere Reife oder Abschluss einer Polylechnischen Oberschute). hoch tmindeslens Fachhochschulreife) (ebd., 5.21). Berutsabschlüase und (Fach-) Hochachulsfudium werden nicht berück
sidifigt. sodass die Dilterenzierung der Bildungsgruppen deultich von anderen Studien abweicht.
Die in OeufschlandTrend verwendeten Berufsgruppen sind: Arbeiterinnen und Aitefter, AJigeslelte. ßeamtin
nvn und Beamte Selbständige, Landwirsinnen und l.andnirte. Md Hilfe der ebenfa3s vedügbaren Qualtikationsniveaus wilerscheidet die Studie folgende Berufsgruppen: un- bzw angelernte Arbeietinnen und Asber.er.
Facharbeferinnen und Facharbeiter, einfache kigeafelfe. höhere MgesleL‘te, Beamtinnen und Beamte.
Selbstständige. Aufgrund einer gerkigen Faimhl wurden Landwirfinnen und Landwirte van der Analyse nachBerulsgruppen und Beambnnen und Beamten von eine, unterteilung nach Oualitikalionsniveaus ausgenom
men.
Auf der Grundlage der Efnkommenskafegonen haben die Autoren Perzentile (Hundensfet) gebildet. Jeden
Befragten werde dabei der mistlere Werl des prozentuaten Niteils seiner Einkommenagruppe zugewiesen (cl.sässer ei rd. 2016: 5. 22). Die Korrelation zwischen den verschiedenen Perzenfilen ist etwas geringer ata zwi
schen den Einkommensgruen. sodass die Bildung von Penentilen eine konservafivere Schätzung der Re
deulung der F.feinungsunlersd,ieden nach Einkommens darstellt (ebd. 5. 29).zw Allerdings ist nicht davon auszugehen, dass eine sysfematisdie Venencmg der Ergebnisse vorliegt. Auhandvan aktuellen Daten der Aiigenieinen ßevakemngeumfmge derSazialvissenschaften tALLBUS 2014) lassO sich
überprüfen, wie stark das ungewichtete und das gewtilete Haushahseinkansmen übereinstinmen. Beim gewichteten Einkommen wird das gesamfv Neeneinkommen eines Haushalts durch die DuadratwiJrzel der Haushaltspeisonen gefeit. Das so korrigierte Einkommen korretiert extrem hoch mit dem Haushatseinkommen. das
die Personenzahl nicht beachtet (r=O,94; p=0,000. N=3.061).
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stehendenhaushalt bei über 3.426 Euro (doppeltes Medianeinkommen) bzw. über 5139 Euro
(dreifaches Medianeinkommen). Im Rahmen der DeutschtandTflEND-Betragung hingegen lag
die höchste Einkommenskategorie, in die sich die Befragten einordnen konnten, bei 5.00O Euro
und mehr. Damil fallen in diese Einkommenskaiegorie sowohl alleinstehende Personen, die mit
einem Einkommen von über 5.000 Euro durchaus als wohihabend oder reich angesehen wer
den können, als auch mehrköpfige Familien, bei der dies bei einem Einkommen knapp oberhalb
der Schwelte sicherlich nicht der Fall ist. Hinzu kommt, dass die oberste Einkommenskategorie
eine große Spannbreite aufweist. Mit anderen Worten: Reichtum wird in dieser Siudie struktu
rell überschätzt.

Gerade unter Berücksichtigung der oben beschriebenen methodischen Restriktionen zeigt die
Siudie, dass die Meinungen je nach Einkommen erheblich divergierten. In Schaubild A.lV.5.4
wird die Zustimmung verschiedener Einkommensgmppen miteinander verglichen. Für jede der
Sachfragen ist die Zustimmung der Befragten des untersten Einkommensperzentitsa? aut der
horizontalen Achse aulgetührt, die Zustimmung verschiedener höherer Einkommensgruppen
auf der vertikalen Achse. Je größer die Sireuung der Punkte, desto größer waren die Mei
nungsunterschiede zwischen den eweils vergtichenen Haushalte.

Quelle: Elsässer ei eI. (2016), 5.31.

Deutliche Unterschiede zeigien sich auch zwischen verschiedenen, hier nach ihrem durch
schnittlichen Qualifikationsniveau differenzierten Berufsgruppen. Grundsätzlich gilt hierzu natür
lich, dass zwischen diesen Bemtsstatusgwppen und den zuvor beirachteten Einkommensgwp
pen ein enger Zusammenhang besteht. Jedoch können Menschen unter ihrem Quatifikationsni
veau beschäftigi sein, trotz hoher Qualifikation als freiberuflich Beschäftigte ein geringes Ein
kommen erzielen oder über ein geringes Einkommen in Verbindung mit einem hohen Vermögen
verfügen. Die Studie zeigt, dass die Meinungen der Facharbeiterinnen und Facharbeiter sowie
der einfachen Angestellten jeweils um ca. acht Prozentpunkte von den Meinungen der an- und
ungelemten Arbeiterinnen und Arbeitem abwichen. Hingegen liegen diese Abweichungen zwi
schen der zuletzt genannten Gruppe und den Beamtinnen und Beamten sowie den Setbststän
digen bereits bei über 15 Prozent. Die Unterschiede zwischen den Sewfsstatusgruppen waren
somit höher ats zwischen den anderen sozialen Gruppen. —) aa. ‘

In verschiedenen Potitikfetdern waren die Unterschiede zwischen den Einkommensgruppen
unterschiedlich stark ausgeprägt. In Schaubild A.t V.5.5ist dargestetlt, wie weit die Meinungen
verschiedener Einkommensgruppen von den Ansichten der Befragten des ersten Perzenlils

Schaubild A.1V54:
Korrelation des Antwortverhaltens nach Einkommensperzentifen
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abwichen.25° Beispielsweise zeigt der orange Punkte in der untersten Zeile, dass sich die Ant
worlen von Beiragten aus dem untersten Perzeniil um mehr als 20 Prazentpunkie von den Ant
worten von Personen mit dem höchsten Einkommen (99. Perzentil) unterschieden. Die Mei
nungsunterschiede zwischen den verschiedenen Einkommensgmppen besianden dabei in allen
sechs aufgeführten Politikfeldern. In der Außenpolitik waren die Unterschiede am größten. Stark
ausgeprägt waten die unterschiedlichen Meinungen aber auch in der ATbettsmarkt- und Sozial
poliiik. Hier war die Spreizung bis zum 50. Perzentil allerdings geringer als in anderen Polilikfel
dem. Große Meinungsunierschiede ergaben sich vor allem beim Vergleich der oberen zehn
Perzentile mit dem uniersten Perzentil. Wesentliche Unterschiede zeigen sich ebenfalls im Be
reich der Widsehallspoliiik. Insgesamt waren die Unterschiede zwischen den verschiedenen
Einkommensgruppen und den Berufsgruppen größer als zwischen unterschiedlichen sozialen
Gruppen. Eine Ausnahme ist die Migrationspolitik. bei der die Meinungen stark zwischen ver
schiedenen Bildungsgwppen divergieden.

Schaubild A.1V.5.5:
Meinungsunterschiede in sechs Politikteldern
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Ouelle: Elsässer ei al. 2016:34.
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Verschiedene Einkommensgruppen hatten auch unterschiedliche Ansichten dazu, in welche
Richtung Politikverändewngen gehen sollten. Die Studie von Elsässer et al. zeigt, dass die Ein
stellungen von Menschen mit einem höheren Einkommen und insbesondere die obersten zehn

Prozent der Einkommenshaushalte marktalliner waren. Auf einer Achse Staat-Markt bevorzug
ten ca. 55 Prozent der Befragten aus der Einkommensgruppe des go. Perzentils marktafline
Politikverändewngen. während es bei der Einkommensgruppe des 50. Perzenhils ca.
45 Prozent und in der Gruppe des zehnten Perzentils nur noch rund 42 Prozent waren. Ebenso
neigten die oberen Einkommensgruppen eher zu universalisiischen Positionen, das heißt, in
Bezug aut geseilschahliche und kulturelle Fragen bevorzugten sie eher Rechte für alle und
lehnten staatliche Verbote eher ab. Während in der Einkommensgruppe des 90. Perzentils über
55 Prozent universalistische Positionen veriraten, waren es bei Personen mit einem Einkom
men in Höhe des 50. Perzentils oder darunter jeweils rund 51 Prozent. Auffallend ist auch hier
der deutliche Abstand, der sich gerade zwischen der Gruppe mit den höchsten Einkommen und
den Personen mit durchschnittlichem oder unterdurchschnittlichem Einkommen auftut.

Als zur Wahl stehende Akteure im politischen Wettbewerb richten sowohl Polilikerinnen und
Politiker als auch Parteien ihre politischen Inhalte auch auf die Interessen der Wählerinnen und
Wähler aus. Aus dieser Sicht betrachtet wäre es zum einen möglich, dass Parteien versuchen,
die Interessen der Nichtwählerinnen und Nichtwähler zu berücksichtigen, um deren Stimmen
bei der nächsten Wahl zu erhalten. Möglich ist jedoch auch, dass im politischen Prozess die
Interessen derjenigen, die sich aktiv einbringen — durch Wahlen, aber auch durch andere For
men der politischen Padizipation — stärker bersJcksichtigt werden. Die Interessen der Bevölke
rungsgruppen, die sich weniger einbringen, hätten dann potenziell eine geringere Chance auf
Beri)cksichtigung im Parlament und im Regierungshandeln. Dieser Frage wird im nachfolgen
den Abschniti weiter nachgegangen.

lV.5.4 Responsivität der Politik

Als Responsivität der Politik wird die Bereitschaft der Politik bzw. der Regierung verstanden,
Interessen und Anliegen der Bürgerinnen und Bürger zu berücksichtigen. Verschiedene Studien
haben die damit angesprochenen Zusammenhänge zwischen dem realen politischen Handeln
und den politischen Interessen der Bürgerinnen und Bürger bereits testgestellt und dabei unier
anderem auf langfristige gesellschaftliche Trends verwiesen, die schließlich zu einem politi
schen Wandet und — damit eng verbunden — zu neuen Gesetzen oder Gesetzesänderungen
führen. Als klassisches Beispiel kann hier der Emanzipations- und Gleichstellungsprozess
genannt werden, der von einer veränderten gesellschaftlichen Haltung zur Rolle der Frau über
die Einlührung des Wahlrechts lür Frauen hin zur Aufnahme des Artikels 3 (2) in das Grundge
setz der Bundesrepublik Deutschland und seiner Ergänzung im Jahr 1994 führte.

Die angesprochenen Studien haben sich allerdings vor allem auf die durchschniftllche öffentli
che Meinung gestützt. Nicht berücksichhgt wurden unterschiedliche Politikpräferenzen ver

25fi Die Perzentile beruhen aut vodiergesagten Wshrscheinlichketen. die durch eine logistische Regression ennt
tett werden. Siehe Elsasserel at. (2016) zurgenauen methodischen vorgehensweise.
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schiedener BevöIkerungsschichten?‘ Das Forschungsprojekt unter der Leitung von Professor
Annin Schäfer hat hingegen neben den Meinungsunterschieden in einem zweiten Schritt unter
sucht, inwieweit der Deutsche Bundestag in seinen Entscheidungen die Interessen verschiede
ner Bevölkerungsgruppen benJcksichtigt.260Hiedür haben die Auloren die Antworten der Befrag
ten auf die oben genannten 328 Sachfragen, bei denen im Rahmen der Befragung des
Deutsch

tandTRENDs nach der Präferenz für oder gegen eine Politikänderung gefragt wurde, nicht nur
auf ihre Meinungsunterschiede hin ausgewertet, sondern auch untersucht, ob eine Politikände
rung tatsächlich eingetreten ist. Auf dieser Grundlage kann errechnet werden, wie hoch die
Wahrscheinlichkeit für eine Politikänderung in Abhängigkeit vom Grad der Zustimmung in ver
schiedenen Bevölkerungsgruppen ist.

Das Ergebnis der Studie ist, dass die Wahrscheinlichkeit tür eine Politikändening wesentlich
höher ist, wenn die Potitikänderung von einer großen Anzahl von Befragten mit höherem Ein
kommen unlerstützt wird (vgl. Schaubild A.IV.5.6). Dementsprechend war die Wahrscheinlich
keit für eine Politikänderung gering. wenn sich ein geringerer Anteil der Befragten der obersten
Einkommensgruppe für die Politikänderung aussprach. Die Wahrscheinlichkeit wird jedoch grö
ßer, wenn eine große Mehrheit die Potitikänderung unterstützte. In der mittleren Einkommens-
gruppe ist dieser Zusammenhang nur geringfügig positiv ausgeprägt, für die untere Einkom
mensgwppe zeigt sich sogar ein leicht negativer Zusammenhang. In den Sachfragen. in denen
große Meinungsunterschiede zwischen verschiedenen Einkommensgruppen vorherrschen, sind
diese Effekte sogar noch städer. Weiterhin gilt auch bei der Betrachtung der Berufsstatusgmp
pen: Je höher der Status einer Berufsgruppe, desto größer war auch die Wahrscheinlichkeit
einer Politikverändewng.

Daten: Elsässer / Hense! Schäfer: Dalenbank ‚Responsiveness and Public Dpinion in Germany (Re
sPaß)‘.
Erläuterung: In der Abbildung ist für drei Einkommensgwppen abgetragen, wie sich die Wahrscheinlich
keit einer Potitikveränderung in Abhängigkeit vom Anteil der Zustimmung ändert.
Lesebeispiel: Wenn nur 20 Prozent des obersten Einkommensperzentits eine Potitikänderung betünvor
ten, so beträgt die geschätzte Wahrscheinlichkeit für deren Umsetzung 39 Prozent. Befürworten dagegeneo Prozent des obersten Einkommensperzentils eine Politikänderung, so steigt die Wahrscheinlichkeit aut
fast 65 Prozent an.
Quelle: Elsässer etat. (2016): 5.35.

Diese Effekte zeigen sich auch in den Potitikfeldern Wirtschah und Finanzen sowie Arbeit und
Soziatec. in Feldern also, in denen sich politische Veränderungen auf die ökonomische Un
gleichheit auswirken können. Auf der Grundlage einer Analyse von 150 Sachfragen aus diesen
Politikfetdern kommt die Studie zu dem Ergebnis. dass ein stark positiver Zusammenhang zwi
schen den Präferenzen der obersten Einkommensgruppe und der Wahrscheinlichkeit für den
Eintritt einer Politikänderung bestand. Für die untere und die mittlere Einkommensgruppe sind
die Ergebnisse statistisch nicht signifikant.

Die Gründe für diese Befunde sind noch nicht erforscht. Es ist einerseits denkbar, dass sich
Parteien, die selbstverständlich möglichst viele Wählerstimmen gewinnen möchten, aufgrund

Schaubitd LIV.5.6:
Öffentliche Meinung und Politikänderunq, nach Einkommenagruppen
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der geringeren politischen Partizipation der Personen mit geringerem Einkommen weniger an
deren Interessen ausrichten.“ Dies kann andererseits zu einer Art ‚Teufetskreis oder Ab
wärtsspirale führen: Personen mit geringerem Einkommen verzichten auf politische Padizipati
an, weil sie die Erfahrungen machen. dass sich die Politik in ihren Entscheidungen weniger an
ihnen orientiert. Weiterhin könnte es auch eine Rolle spielen, dass sich die Lebensstile und Dis
kurse der Politikerinnen und Politiker — aber auch vieler Vertreterinnen und Vertreter der Medien
— eher an denen der oberen Mittelschicht orientieren. Eine weitere mögliche Erklärung, die im
nächsten Unterkapitel betrachtet wird, ist der Einfluss durch Lobbying oder persönliche Kontak
te.

Gerade bei den oberen Einkommensgruppen ist die Datengrundlage der SIudie von Elsässer
et 31. jedoch wie oben beschrieben nicht ausreichend für eine weitergehende Differenzierung.
Die Untersuchung kann deshalb nicht beantworten, ob Politik und Parteien sich stärker an den
Interessen der Mittelschicht oder den Anliegen der Haushalte mit höheren Einkommen ausrich
ten. Auch der politische Einfluss von Haushalten mit besonders hohem Einkommen kann im
Rahmen der Studie nicht untersucht werden. Zudem konnten Aussagen über Responsivität nur
im Durchschnitt des behandelten Zeitraums getroffen werden. Zwar legt die Studie nahe, dass
es in dieser Zeit keine Veränderungen gegeben hat, eine wirkliche Langiristuntersuchung edo,
derle jedoch eine andere Datenbasis.2

Einteitend zu diesem Kapitel wurde beschrieben, wie grundlegend es für eine Demokratie ist,
dass Bürgerinnen und Bürger sich in gleicher Weise in die Gestaltung des Gemeinwesens ein
bringen können — und dies auch tun. Die Ergebnisse der Sludie von Elsässer et al. sind ein em
pirischer Beleg für die These, dass die Interessen von Bürgerinnen und Bürger. die sich nicht in
Wahlen oder durch andere Formen der politischen Partizipation an der Gestaltung des Ge
meinweisens beteiligen, bei politischen Entscheidungen weniger berücksichtigt worden. Sie
bestimmen nur in geringem Maße mit, sind aber von diesen Entscheidungen ebenso betroffen —

die jedoch seltener in ihrem Interesse ausf&lenY“ Die Studie liefert somit einen empirischen
Beleg für eine_Krise der Repräsentation.2“ _ln Deutschland beteiligen sich Bürgerinnen mit
unterschiedlichem Einkommen nicht nur in sehr unterschiedlichem Maß an der Politik, sondern
es besteht auch eine klare Schietlage in den politischen Entscheidungen zulasten der Armen.
Damit droht ein sich verstärkender Teufelskreis aus ungleicher Beteiligung und ungleicher

261
In diesem Zusammenhang ist auch der demogratiselte waidei und der damit verbundene steigende MteiIatem‘ wä-,lerinnen und Wähler zu heröcksthligen, da diese im iebenszylilus typischerwetse ein höheres Ein
kommen als Jüngere nulweisen. Zudem könnte — wenn die hier formulierte These richtig ist — ein derartiges
Verständnis von politischer Responsivitäl dazu führen, dass sich politische Entscheidungen zunehmend an den
Präferenzen dur Nieren ausrichten.

202
Vgl. Elsässer ei & (2016): 44f und 47

263
So stellt auch Kohl (2016:5.33.37) nach einer Oakussion der unserschiedtthen normativen c,wnungen an
den Sozialstaat sind der Zufriedei‘d,eiswerle mit dessen Tätigkeit test. dass gerade die soralen Gruppen, dieam meisten vrsn Sozialstaat profitierten. sh echt für dessen Erhahung einsetzen könnten‚e
Lirden / flaa (2011): Wjdietsen / waser (2013)

Responsivität, bei dem sozial benachteiligte Gruppen merken, dass ihre Anliegen kein Gehör
linden und sich deshalb von der Politik abwenden — die sich in der Folge noch stärker an den
Interessen der Bessergestellten orientiert.““

IV.5.5 Einfluss von Interessensvertretungen und Lobbyarbeit

Die Armuts- und Reichtumsberichterstattung der Bundesregierung hat das Ziel, neben Armuts
lagen auch die Ausprägung von Reichtum und dessen Auswirkungen für die Gesellschaft dar
zustellen. Dabei besteht das Problem, dass die Forschung zu Reichtumsaspekten weitaus ge
ringer entwickelt ist als die Armutsforschung, was auch in methodischen Schwierigkeiten (unzu
reichende Datenlage, Freiwilligkeit bei Umfragen bzw. qualitativen Studien, etc.) begründet ist.
Monetäre Reichtumsaspekte konnten zwar bereits in der Vergangenheit in der Annuts- und
Reichtumsberichterstattung berücksichtigt werden, dagegen gestaltet sich die Berichterstat.
tung über nicht-monetäre Formen des Reichtums, wie Macht und Einflussnahme aut politische
Entscheidungen, schwierig. Kausale Zusammenhänge können kaum aufgezeigt werden, weil
zum einen die Einflussnahme häufig verdeckt erfolgt und zum andern mit einem Zusammenwir
ken mehrerer Faktoren zu rechnen ist, deren Effekte nicht isoliert voneinander betrachtet wer
den können.

Wie in Kapitel (A.IV.B.1) dargestellt, ist es eine zentrale Aufgabe eines demokratischen politi
schen Systems, die Balance zwischen Wirtschattsinteressen und den Interessen der Bevölke
rung zu gestatten und stetig neu zu definieren.3“ Verschiedene Formen von Interessenvertre
tungen versuchen auf das politische Handeln Einfluss auszuüben, wobei die Mittel und Mög
lichkeiten der Einflussnahme ungleich verteilt sind. Dass Interessengruppen ihre Anliegen in die
politische Entscheidungsfindung einbringen, ist legitim und durch demokratische Grundrechte
abgesichert. Problematisch ist aber, wenn der Lobbyismus die Demokratie in Bedrängnis“
bringt.266 Doch wie sehen die Organisationsformen der lnteressensvertretungen und die Berei
che der Einflussnahme konkret aus? Welche Handlungsmöglichkeiten gibt es?

Zu den Organisationsformen der Interessenvertretung zählen:

(1) Verbände sind Zusammenschlüsse von Personen mit gemeinsamen Zielen und Interes
sen. Ihm Aufgabe ist es, diese Interessen zu bündeln und gegenüber Politik und Admi

265
Elsasser etat (2016): s.46

266
Vgl. die Analysen zur Einkommens- und Vermögensverteilung auf Basis der einkommens- und verbrauchs
s2ichprcbe fEVS) und des &zio-ökm,omischen Panels (SOP). die sich durch eite bisherigen Annuls- undneichrumsberichre durchziehen.
Slk (2013): SOOft.

“ LobhyConirul (2016): 5. 1
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nistration durchzusetzenY6‘ Die organisierte Interessenvertretung durch Verbände kon
zentriert sich aul wirtschaftlich relevante Bereiche. Große Verbände wie beispielsweise
die Organisationen der Sozialpartner können ggl. auch von der Regierung in die Ent
wicklung von Gesetzesvorhaben als Partner einbezogen werden.

(2) Unfemehmensrepräsenlanzen: Im Gegensatz zu Verbänden geht es Unternehmen vor
nehmlich um die Artikulation ihrer Partikularinteressen.“° Untemehmensvertreter kön
nen reaktionsschnetler, flexibler und konkreter als Verbände agieren und ihre Einzelinte
ressen pointiert zum Ausdruck bringen!“

(3) llilnk Tanks und politikberatende Stiflungen: Bei Think Tanks handelt es sich um bera
tungsleistende praxisorientierte Forschungseinrichtungen, die öffentlich oder von privat-
wirtschaftlichen Unternehmen finanziert werden.‘“ Zu ihren Zielen zählen die medienge
rechte Aufbereitung und Verbreitung von wissenschaltlichen Inlonnationen, die Erstel
lung von Studien und Expertisen zu abgegrenzten Fragestellungen sowie die Ableitung
von praktischen Handlungsemplehlungen. Ihre Mitwirkung an politischen Prozessen
kann bis hin zur Erstellung von Vorlagen für Gesetzesentwürfe reichen.‘“

(4) Public Affairs-Agenturen und Kanzleien: Public Aflairs-Agenturen und Kanzleien sind in
lobbyintensiven Phasen unterstützend in der organisierten Interessenvertretung von
(Groß-)Untemehmen tätig. Auch Unternehmen, die keine Hauplsladfrepräsenlanzen (sei
es in Berlin oder Brüssel) betreiben, grellen auf die Expertise solcher _Auflraqslobbyis
ten zurück. Oftmals ist der Einsatz dieser Akteure der organisierten Interessenvertre
tung eher punktuell in den Themenleldern der Innenpolitik und Wirtschaltspolifik.“

(5) Nichfregiewngsrn-ganisationen erfüllen in der organisierten Interessenvertrelung eine
wichtige Regulierungsfunktion, indem sie Routinen und Praktiken der Politik hinterfra
gen. Sie verfügen meist über geringere finanzielle und personelle Ressourcen als die
Lobbyorganisalionen der Wirtschaft!‘5 Einerseits wird ihnen eine besondere Glaubwür
digkeit bzw. die Vertretung der Interessen benachteiligter Gruppen unterstellt, anderer
seits können sie aber auch als Akteure mit eigenen (gemeinnützigen) Unternehmen und
entsprechenden Interessen lälig sein wie z.B. in der Gesundheits- und Sozialwirtschalt.

Die Themenfelder der Einflussnahme können sämtliche Politikbereiche von Ökonomie und Ar
beitsbeziehungen über Umweltschutz, Gesundheit und Soziales bis hin zu den Bereichen Frei
zeit und Erholung. Kultur und Kirchen umfassen.76 Das Ziel dieser Einflussnahme ist nicht un

Dabei kann die Bündelung von tnteressen in Rahmen von untemehmensverbänden &ccliaus in Spannung zu
den Panikulahnieressen einzelner Unternehmen stehen, die parallel eigene Interessenvenrelungen aulbauen
können.
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mittelbar eine Bereicherung oder eine Einflussnahme auf die Einkommens- und Vermögensver
teilung. Vielmehr kann es um vorteilhafte Regelungen, Arrangements und Platzierungen gehen,
die sich erst längertristig in ökonomischem Nutzen niederschlagen. In der Literatur werden be
sonders der Finanz- und Versicherungssektor“und der Sozialseklor“ als lobbyintensive Sek
toren identifiziert.

Für den Erfolg oder Misserfolg von Interessenvertretung bzw. Lobbying 51 entscheidend, wie
die Formen der Einllussnahme zusammenwirken: Stehen leistungsfähige Organisationen, ein
gespielte persönliche Kontakte, privilegierter Zugang zu Informationen, überzeugend plausibili
sierte Argumente, finanzielle Mittel für Öffentlichkeitsarbeit oder unmittelbare Zuwendungen in
ausreichendem Maße zur Verfügung und verfügen gleichzeitig die Gegner in einer Auseinan
dersetzung in geringerem Maße über diese Mittel (bzw. können durch gezielte Kampagnen ge
schwächt werden), dann erhöht sich die Wahrscheinlichkeit, dass das Ziel der Intervention er
reicht wird. Zur Herstellung von Transparenz der Einflussnahme und Möglichkeiten zur Regulie
rung werden daher verschiedene Vorschläge diskutiert, die die Transparenz der organisierten
Interessensvertretung für Bürgerinnen und Bürger erhöhen sollen!“

Das Kapitel hat die Auswirkungen von Armut und Reichtum auf demokratische Prozesse und
Entscheidungen untersucht. Während die Wahlbeteiligung insgesamt gesunken ist, ist der
Rückgang bei Menschen mit einem geringen Einkommen und einem niedrigen sozioökonomi
schen Status wesentlich stärker ausgeprägt. Gleichzeitig zeigt eine vom SMAS in Auftrag ge
gebene Studie. dass sich auch die politischen Einstellungen und Präferenzen zwischen ver
schiedenen Berufs- und Einkommensgruppen stark unterscheiden, Menschen mit einem höhe
ren Einkommen bevorzugen im Vergleich zu Regelungen durch den Staat eher Regelungen
durch den freien Markt. Ebenso vertreten sie in gesellschaftlichen und kulturellen Fragen eher
universalistische Positionen, d.h. sie lehnen staatliche Verbote eher ab und bevorzugen Rechte
für alle.

Die Studie zeigt weiterhin, dass die Interessen verschiedener Bevölkerungsgruppen bei Ent
scheidungen der Politik bzw. der Regierung unterschiedlich berücksichtigt werden (_Responsivi
täfl: Die Wahrscheinlichkeit für eine PoliLikänderung ist wesentlich höher, wenn diese P011-
tikänderung von einer großen Anzahl von Menschen mit höherem Einkommen unterstützt wird.
Wenn ein geringerer Anteil von Menschen mit höherem Einkommen eine Politikänderung unter
stützt, ist die Wahrscheinlichkeit für den Eintritt der Änderung hingegen gering.

Für eine Demokratie ist es grundlegend, dass Bürgertnnen und Bürger sich in die Gestaltung
des Gemeinwesens einbringen können — und dies auch tun. Die Ergebnisse der Studie sind

Slieeck (2013): 5.011.: WeIse (2009)„
Engels eI eI. (2004)

„'
vgl. Lobbyconlrol f2016l: 5. 1-7 und Sendesmtslehum des Inneren (2015)
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daher ein empirischer Beleg für eine Krise der Repräsentatio«: Die Interessen von Bürgerin
nen und Bürgern, die sich nicht in Wahlen oder durch andere Formen der politischen Parlizipa
tian an der Gestaltung des Gemeinwesens beteiligen, werden bei politischen Entscheidungen
weniger ben)cksichtigt. Sie sind ebenso von den politischen Entscheidungen betroffen, bestim
men aber nur in geringem Maee mit.




